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den gesetzlich zulässigen Preis für das Gebäude nachzufor
dern (vgl. OG, Urteil vom 27. Juli 1984 - 2 OZK 17/84 - NJ 
1984, Heft 10, S. 428), kann es in dem hier gegebenen umge
kehrten Fall nicht ausgeschlossen werden, daß der Veräuße
rer gemäß § 356 ZGB an den Erwerber den zweifelsfrei nicht 
verjährten (§ 474 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB) Teil des Preises zurück
zuerstatten hat, der den in Wirklichkeit nicht existierenden" 
umbauten Raum betrifft. Der gesetzlich zulässige Preis gemäß 
§§ 305, 62 Abs. 2 ZGB würde sich dann aus der auf der Grund
lage der Wertermittlung erteilten Genehmigung abzüglich des 
davon erfaßten, tatsächlich aber nicht vorhandenen Raumes 
ergeben.

Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag das 
Urteil des Kreisgerichts wegen Verletzung von §§ 62 Abs. 2, 
157 Abs. 1 Satz 2, 302 ff., 356 f. ZGB und § 52 ff. ZPO aufzu
heben und die Sache zur erforderlichen Aufklärung des Sach
verhalts unter Beachtung der dargelegten rechtlichen Gesichts
punkte an das Kreisgericht zurückzuverweisen.

§§ 336 Abs. 1, 337 Abs. 1 ZGB; §§ 1, 8 Abs. 7 Leihverpackungs- 
AO vom 16. Oktober 1984 (GBl. I Nr. 29 S. 336); § 82 ff. VG; 
§§ 30, 77 Abs. 1 ZPO.
1. Die Pflicht des Empfängers von Leihverpackung, im Falle 
des Verlusts dieser Verpackung das Fünffache ihres Neuwer
tes an den Versender zu zahlen (§ 8 Abs. 7 Leihverpackungs- 
AO), ist eine Sanktion mit Vertragsstrafencharakter in Be
ziehungen zwischen Wirtschaftseinheiten. Sie stellt keine 
Grundlage für die Schadenersatzverpflichtung eines Bürgers 
aus der zivilrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit dar, 
der den Verlust (hier: durch Diebstahl) verursacht hat.

Die Schadenersatzpflicht des Schädigers besteht insoweit 
in Höhe des Zeitwertes des gestohlenen Leergutes. Schaden
ersatzberechtigt ist der Betrieb, zu dessen materiellen Fonds 
das Leergut gehörte. Der Empfängerbetrieb, bei dem Leer
gut gestohlen wurde, ist schadenersatzberechtigt, wenn er 
sich nicht von der Verpflichtung zur Zahlung der Sanktion 
befreien kann bzw. seine Verantwortlichkeit nicht ausge
schlossen ist (§§ 83, 84 VG) oder wenn ihm die Ansprüche 
des Versenderbetriebes abgetreten worden sind.
2. Die Reduzierung eines ursprünglich beantragten höheren 
Zahlungsanspruchs im gerichtlichen Verfahren stellt eine 
teilweise Klagerücknahme dar. Eine gerichtliche Entschei
dung, die die Reduzierung des Zahlungsanspruchs außer 
acht läßt und den höheren Anspruch zuerkennt, verstößt ge
gen das Antragsprinzip im Zivilprozeß.
OG, Urteil vom 24. Mai 1988 - 1 OZK 5/88.

Der Verklagte entwendete bei drei Verkaufsstellen der 
Klägerin zu 1) (Konsumgenossenschaft) 50 Flaschentransport
kästen mit leeren Getränkeflaschen, die auf dem Gelände vor 
den Kaufhallen abgestellt waren, sowie bei einem Kommis
sionshändler des Klägers zu 2) (HO) einen Kasten mit 
Flaschen. Die Kästen waren den Klägern als Leihverpackung 
bei der Getränkeanlieferung vom Brauereibetrieb zur Ver
fügung gestellt worden.

Der Verklagte gab die entwendeten Flaschen gegen Pfand
beträge ab; die leeren Kästen warf er weg. Er wurde mit 
Urteil des Kreisgerichts strafrechtlich zur Verantwortung 
gezogen und zum Schadenersatz an die Klägerin zu 1) in 
Höhe von 6 082,50 M sowie an den Kläger zu 2) in Höhe von 
68,04 M zuzüglich 4 Prozent Zinsen verurteilt. Zur Begrün
dung führte das Kreisgericht aus: Die Klägerin zu 1) hätte 
infolge Nichtrückgabe der Leihverpackung auf der Grundlage 
eines Rahmenvertrages und der Bestimmungen der Leihver- 
packungsAO an den Brauereibetrieb 5 400 M zahlen müssen. 
Diese Summe sei der fünffache Wiederbeschaffungspreis der 
Kästen. Für diese Nachfolgeschäden sowie in Höhe von 
682,50 M für entwendete Flaschen sei der Verklagte schaden
ersatzpflichtig.

Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung eingelegt 
und beantragt, die Anträge der Klägerin zu 1), soweit mehr 
als 682,50 M gefordert wurden, und des Klägers zu 2), soweit 
mehr als 25,50 M beantragt wurden, abzuweisen. Zur Begrün
dung hat er vorgetragen: Die Klägerin sei für das Abhanden
kommen der Kästen nicht verantwortlich und daher nicht 
verpflichtet, die Sanktionen nach der LeihverpackungsAO zu 
tragen. Soweit sie sich dennoch auf Zahlungsverpflichtungen 
eingelassen habe, müsse das der Verklagte ebensowenig ver
treten wie die Folgen etwaiger ungenügender Absicherung 
der Lagerung durch die Klägerin. Der Ersatzanspruch des

geschädigten Eigentümers bemesse sich nach dem Zeitwert 
der entwendeten Kästen.

Die Klägerin zu 1) beantragte Abweisung der Berufung. 
Sie führte aus: Für eine Befreiung von der Verantwortlichkeit 
sei nach der LeihverpackungsAO kein Raum. Die Höhe der 
Zahlungsverpflichtung bei Abhandenkommen von Leihver
packung ergebe sich aus einem Rahmenvertrag. Die Über
weisung an den Eigentümer in Höhe von 5 616 M (auch für 
zwei an die Klägerin später zurückgegebene Kästen) sei am 
1. Oktober 1986 erfolgt.

Der Kläger zu 2) erklärte im Berufungsverfahren schrift
lich, für Leergut keinen Schadenersatzantrag zu stellen, da 
der Bestand am 30. September 1986 keine Differenz mehr auf
gewiesen habe, und minderte deshalb seine geltend gemachte 
Forderung um 20 M.

Das Bezirksgericht hat die Berufung abgewiesen.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsantrag 

des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt §§ 336 Abs. 1, 337 
Abs. 1 ZGB; §§ 1, 8 Abs. 7 der АО über den Umlauf von 
Leihverpackung — LeihverpackungsAO — vom 16. Oktober 
1984 (GBl. I Nr. 29 S. 336); §§ 2 Abs. 2, 30, 45 Abs. 3, 77 Abs. 1, 
156 Abs. 2 ZPO.

Gemäß §§ 336 Abs. 1, 337 Abs. 1 ZGB ist Schadenersatz 
grundsätzlich im Umfang des eingetretenen materiellen 
Nachteils zu leisten. Bei Verlust von Sachen infolge Dieb
stahls bestimmt sich der Schaden, für den Ersatz zu leisten 
ist, in erster Linie nach deren Zeitwert zur Tatzeit. Die Er
satzpflicht umfaßt den gesamten dem Geschädigten zugefüg
ten Schaden. Dazu gehören auch die durch die Pflichtver
letzung verursachten Folgeschäden (Ziff. 5.2. der Richtlinie 
des Plenums des Obersten Gerichts zur Rechtsprechung bei 
der Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen vom 14. Sep
tember 1978 [GBl. I Nr. 34 S. 369]; Zivilrecht, Lehrbuch, 
Teil 2, Berlin 1981, S. 193, 208).

Für den vorliegenden Rechtsstreit ergibt sich hieraus fol
gendes: Die Klägerin zu 1) stützt ihren Anspruch auf den 
fünffachen Betrag des Neuwertes der Kästen darauf, daß sie 
in dieser Höhe Zahlungen an den Brauereibetrieb geleistet 
hat, und nicht darauf, daß die entwendeten Kästen zu den 
Gegenständen gehörten, die in ihrer operativen Verwaltung 
gestanden hätten. Im Berufungsverfahren wurde nachgewie
sen, daß sie durch Abbuchung am 1. Oktober 1986 tatsächlich 
in Höhe von 5 616 M belastet worden ist. Allerdings ist rich
tigzustellen, daß die Klägerin zu 1) zu dieser Überweisung 
durch den Empfänger — den Brauereibetrieb — nicht aufge
fordert wurde, sondern zusammen mit der Diebstahlsmel
dung von sich aus darum ersucht hatte, diesen Betrag zu ih
ren Lasten zu buchen.

Die in § 8 Abs. 7 LeihverpackungsAO und den entspre
chenden vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Kläge
rin zu 1) und dem Brauereibetrieb geregelte Zahlungsver
pflichtung, auf die sich die Klägerin zu 1) stützt, hat wirt
schaftsrechtlichen Charakter. Sie stellt eine über die Scha
denswiedergutmachung wesentlich hinausgehende Sanktion 
dar; die neben der Wiedergutmachung vor allem darauf ge
richtet ist, wie bei Vertragsstrafen die Verantwortung der 
Wirtschaftseinheiten für die Vertragserfüllung durch Erzie
hung zu hoher Vertragsdisziplin zu heben. Die Zahlungsver
pflichtung gemäß § 8 Abs. 7 LeihverpackungsAO ist eine 
Sanktion mit Vertragsstrafencharakter. Daraus ergibt sich 
zugleich der auf die Beziehungen zwischen den Betrieben 
begrenzte Geltungsbereich derartiger Zahlungsverpflichtun
gen und -Vereinbarungen (§§ 1, 5 LeihverpackungsAO). Eine 
Forderung in Höhe des Fünffachen des Neuwertes der ent
wendeten Gegenstände, die in den Beziehungen zwischen 
Betrieben aus Sanktionsgründen zulässig ist, hat gegenüber 
einem Bürger, der in Höhe des von ihm verursachten Scha
dens zur Wiedergutmachung verantwortlich zu machen ist, 
keine rechtliche Grundlage.

Das bedeutet keine Befreiung des Verklagten von seiner 
zivilrechtlich begründeten Pflicht zur Schadenersatzleistung. 
Die Ansprüche daraus stehen dem durch den Diebstahl un
mittelbar Geschädigten, dem Brauereibetrieb, gegen den 
Verklagten zu.

Aus dem Wesen der Zahlungsverpflichtung gemäß § 8


